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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


„ N . —— 


(Nr. 7691.) Urkunde über die Erneuerung des eiſernen Kreuzes. Vom 19. Juli 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Angeſichts der ernſten Lage des Vaterlandes, und in dankbarer Erinnerung 
an die Heldenthaten unſerer Vorfahren in den großen Jahren der Befreiungs⸗ 
kriege, wollen Wir das von Unſerem in Gott ruhenden Vater geſtiftete Ordens⸗ 
zeichen des eiſernen Kreuzes in ſeiner ganzen Bedeutung wieder aufleben laſſen. 
Das eiſerne Kreuz ſoll, ohne Unterſchied des Ranges oder Standes, verliehen 
werden als eine Belohnung für das Verdienſt, welches entweder im wirklichen 
Kampfe mit dem Feinde, oder daheim, in Beziehung auf dieſen Kampf für die 
Ehre und Selbſtſtändigkeit des theuren Vaterlandes, erworben wird. 


Demgemäß verordnen Wir, was folgt: 


1) Die für dieſen Krieg wieder ins Leben gerufene Auszeichnung des eiſernen 
Kreuzes ſoll, wie früher, aus zwei Klaſſen und einem Großkreuz beſtehen. 
Die Ordenszeichen, ſowie das Band bleiben unverändert, nur iſt auf der 
glatten Vorderſeite das W mit der Krone und darunter die Jahreszahl 
1870. anzubringen. 


2) Die zweite Klaſſe wird an einem ſchwarzen Bande mit weißer Einfaſſung, 
wenn das Verdienſt im Kampf mit dem Feinde erworben iſt, und an 
einem weißen Bande mit ſchwarzer Einfaſſung, wenn dies nicht der Fall 
iſt, im Knopfloch, die erſte Klaſſe auf der linken Bruſt und das Groß⸗ 
kreuz, noch einmal ſo groß als das der beiden Klaſſen, um den Hals 
getragen. 


3) Die zweite Klaſſe des eiſernen Kreuzes ſoll zuerſt verliehen werden, die 
erſte Klaſſe kann nicht anders erfolgen, als wenn die zweite ſchon erworben 
war, und wird neben der letzteren getragen. 


4) Das Großkreuz kann ausſchließlich nur für eine gewonnene entſcheidende 
Schlacht, nach welcher der Feind feine Poſition verlaſſen mußte, des⸗ 
gleichen für Wegnahme einer bedeutenden Feſtung oder für die anhaltende 
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Ausgegeben zu Berlin den 24. Juli 1870. 
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Vertheidigung einer Feſtung, die nicht in feindliche Hände fällt, der 
Kommandirende erhalten. 5 
5) Alle Vorzüge, die bisher mit dem Beſitz des Militair⸗Ehrenzeichens erſter 
und zweiter Klaſſe verbunden waren, gehen, vorbehaltlich der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regelung einer Ehrenzulage, auf das eiſerne Kreuz erſter und 
zweiter Klaſſe über. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Berlin, den 19. Juli 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 7692.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juli 1870., betreffend einen Nachtrag zu dem 
Revidirten Reglement der Land-Feuerſozietät für die Kurmark Branden- 
burg und die Niederlauſitz vom 15. Januar 1855. 


Auf den Bericht vom 30. v. M. will Ich dem beifolgenden, in Folge der 
4 Beſchlüſſe des 42. Kommunallandtages der Kurmark aufgeſtellten 


Nachtrage zu dem Revidirten Reglement der Land-Feuer⸗ 
5 ſozietät für die Kurmark Brandenburg und die Niederlauſitz 
— vom 15. Januar 1855. 


hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗Sammlung zu ver 
öffentlichen. 


Bad Ems, den 6. Juli 1870. 
Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


. f Nach⸗ 


Nachtrag 


zu dem 


Revidirten Reglement der Land⸗Feuerſozietaͤt für die Kurmark 

Brandenburg (mit Ausſchluß der Altmark), für das Markgraf⸗ 

thum Niederlauſitz und die Diſtrikte Juͤterbogk und Belzig : 
vom 15. Januar 1855. 

(Geſetz⸗Samml. für 1855. S. 73. ff.) 


1. Abänderungen. 


Die $$. 128. 130. und 140. des Revidirten Reglements vom 15. Ja⸗ 
nuar 1855. lauten fortan: f . : 
F. 128, 


5 Die Mittel zur Deckung der von der Sozietät zu leiſtenden Zahlungen 
werden N 


1) durch die Zinſen des eiſernen Fonds, 
2) durch die Beiträge der Sozietätsmitglieder 


beſchafft. ; 
sent §. 130. 


Von dem aufzubringenden Bedarf (§. 129.) kommen zunächſt die Zinſen 


des eifernen Fonds in Abzug, und der Ueberreſt wird innerhalb der nächſten fünf 


Jahre ſo repartirt, daß auf je Einhundert Thaler Verſicherungsſumme 


die zweite Klaſſe zweimal, 
die dritte Klaſſe fünfmal, 
die vierte Klaſſe zehnmal 


ſoviel zu dem jedesmaligen Bedarf aufbringt, als die erſte Klaſſe. 
N $. 140. = 


Außerdem wachſen dieſem Fonds die zur Sozietätskaſſe fließenden Geld⸗ 
ſtrafen und die nach F. 60. zu zahlenden Antrittsgelder zu. 
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II. Zuſätze, 
betreffend die Einführung der 


. Mobiliar⸗Verſicherung. 


9. 
8 Die Sozietät verſichert innerhalb ihres Geſchäftsbezirks vom 1. Januar 
1871. ab auch bewegliche Sachen aller Art gegen Feuersgefahr. 


9 2. 


Die Intereſſenten der Mobiliar⸗Verſicherung bilden mit denen der 
Immobiliar - Verficherung eine und diefelbe, auf Gegenſeitigkeit gegründete 
Sozietät. 

d Der für die Immobiliar⸗Verſicherung vorhandene eiſerne oder Betriebs- 
fonds ($. 139. des Reglements vom 15. Januar 1855.) wird auch für die Ver⸗ 
gütung der Mobiliar⸗Brandſchäden, nach gleichen Grundſätzen, wie bei den Im⸗ 
mobiliar⸗Brandſchäden, mit verwendet. 

Die Heranziehung der beiderfeitigen Intereſſenten zur Vergütung des an 
Immobilien und Mobilien entſtandenen Geſammtſchadens iſt nach Maaßgabe der 

reſp. Verſicherungsſummen und Beitragsſtufen eine durchaus gleichmäßige. 


§. 3. 


Die Beſtimmungen des Reglements vom 15. Januar 1855. werden auch 
auf die Mobiliar⸗Verſicherung ausgedehnt, ſoweit ſie nicht ausſchließlich auf Ge⸗ 
bäude 0 alnıa. ſind und nicht durch die nachſtehenden Beſtimmungen abgeän⸗ 
dert werden. 


§. 4. 

a Die Verwaltung der die Mobiliar⸗Verſicherung betreffenden Geſchäfte er. 
folgt unter Beobachtung des Geſetzes vom 8. Mai 1837., betreffend das Mobiliar⸗ 
Feuerverſicherungsweſen, durch den Generaldirektor, die Kreisdirektoren und die 
Beamten der Sozietät. 

Zur Vermittelung der Mobiliar⸗Verſicherungen und zum direkten Verkehr 
mit den Intereſſenten beſtellt der Generaldirektor in jedem Kreiſe, auf den Vor⸗ 
ſchlag des betreffenden Kreisdirektors, Kreis⸗Verſicherungskommiſſarien. Die Zahl 
dieſer Kommiſſarien für jeden Kreis, ſowie die Höhe der denſelben zu gewähren. 


den Remuneration, wird von dem Generaldirektor feſtgeſetzt. Der Generaldirektor 


hat ſelbſtſtändig die dienſtliche Aufſicht über dieſe Kommiſſarien mit der Maaß⸗ 
gabe auszuüben, daß deren Entlaſſung nur im Einverſtändniſſe mit dem betref⸗ 
fenden Kreisdirektor erfolgen darf. Die nächſte Aufficht über die Geſchäftsfüh⸗ 
rung der Kreis - Verſicherungskommiſſarien wird nach näherer Inſtruktion des 
Generaldirektors von den Kreisdirektoren geführt. 


§. 5. 


ze 


$. 5. 

Ueber die Annahme von Verſicherungsanträgen entſcheidet der General⸗ 
direktor. Ebenſo iſt derſelbe befugt, beſtehende Verſicherungen, welche nicht ſchon 
nach F. 66. des Reglements vom 15. Januar 1855. fofort aufzuheben find, mit 
einer Friſt von zwei Monaten zu kündigen. 


6. 

Die Mobilien gehören der Regel nach in dieſelbe Klaſſe, wie die Gebäude, 
in welchen ſie ſich befinden. Nach dem Grade der Feuergefährlichkeit iſt jedoch 
eine abweichende Klaſſifizirung zuläſſig. Als Minimum der danach ſich ergeben- 
den Beiträge iſt der halbe, als Maximum der einundeinhalbfache Beitrag der 
besen feſtzuhalten, in welche das Gebäude gehört, worin die Mobilien ſich 
efinden. 

Bei der Aufnahme von Geſammtverſicherungen, welche ſich auf Mobilien 
beziehen, die in Gebäuden verſchiedener Klaſſen unkergebracht ſind, findet in der 
Regel der aus der ſpeziellen Klaſſifizirung ſich ergebende Durchſchnitts-Beitrags⸗ 
ſatz Anwendung. 7 


Die Sozietät leiſtet für alle diejenigen Schäden an Mobilien Erſatz, welche 
ſie reglementsmäßig an Gebäuden zu vergüten hat, alſo auch für Feuerſchäden, 
welche durch Krieg und Aufruhr entſtanden ſind. Außerdem erſetzt ſie den Scha⸗ 
den, welcher an verſicherten Mobilien bei Gelegenheit eines Brandes durch noth⸗ 
wendiges Ausräumen gefährdeter Gegenſtände oder durch Abhandenkommen ent⸗ 
ſteht, ſofern dabei den Verſicherten kein Verſchulden trifft. 


$. 8. 

Die näheren Bedingungen, unter welchen die Verſicherung der Mobilien 
ſtattfindet, werden durch den Kommunallandtag mit Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten feſtgeſetzt und Seitens des Generaldirektors durch die Amtsblätter 
auf Koften der Sozietät bekannt gemacht. 


Der Kommunallandtag hat hierbei Beſtimmung zu treffen: 


a) über die Eintheilung der Verſicherungsklaſſen (§. 6.); 
b) über den Beginn und die Dauer der Verſicherungsperiode , 
e) über den gänzlichen oder theilweiſen Erlaß des Eintrittögeldes; 
d) über das Verfahren bei Taxen, Reviſionen und Schadensfeſtſtellungen. 
Ebenſo beſchließt der Kommunallandtag über die Grundſätze, nach welchen 
die Anſtellung und Remunerirung der für die Mobiliar⸗Verſicherung erforder 
lichen Beamten, Reviſoren, Geſchäftsführer und Taxatoren zu erfolgen hat. 


8 
Der Kommunallandtag kann die ihm im F. 8. vorbehaltenen Befugniſſe 
ganz oder zum Theil einer ſtändiſchen Kommiſſion übertragen. 
Gr. 7692) N $. 10. 
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Dem Generaldirektor iſt geſtattet, Rückverſicherung bei anderen Geſell⸗ 
ſchaften für einzelne größere Riſikos zu nehmen. Für die geſammte Mobiliar⸗ 
Verſicherung darf derſelbe nur mit Genehmigung des Kommunallandtages Rück⸗ 
verſicherung nehmen. g i i ’ 


H. 11. 


Die zur Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen und der auf Grund 
derſelben gefaßten Beſchlüſſe des Kommunallandtages oder der ſtändiſchen Kom⸗ 
miſſion (F. 9.) erforderlichen Inſtruktionen für die Beamten, Verſicherungs⸗ 
kommiſſarien und Taxatoren der Sozietät erläßt der Generaldirektor. 


9 


Die der Sozietät für die Gebäudeverficherung zuſtehende Stempel⸗ und 
Sportelfreiheit, ſowie die Befugniß, die rückſtändigen Beiträge im Wege der 
adminiſtrativen Exekution einzuziehen, finden auf die Mobiliar⸗Verſicherung keine 
Anwendung. 

Ein Anſpruch auf die Mitwirkung der Staats- und Gemeindebeamten 
findet bezüglich der Mobiliar⸗Verſicherung nicht ſtatt. 


§. 13. 


Die gegenwärtig gültigen Immobiliar⸗Verſicherungen bleiben auch nach 
dem 1. Januar 1871. gültig. Die am Schluſſe des Jahres 1870, Verſicherten 
ſind jedoch berechtigt, wenn ſie ſich den Vorſchriften dieſes Nachtrages nicht un⸗ 
terwerfen wollen, alsdann aus der Sozietät zu ſcheiden, ohne an die reglements⸗ 
mäßige Kündigungsfriſt gebunden zu ſein. Sie müſſen aber bei Verluſt dieſes 
Rechtes vor Ablauf des 31. März 1871. ihre desfallſige Erklärung dem Kreis⸗ 
direktor ſchriftlich oder mündlich zukommen laſſen. i 


8.414. 


Die Generaldirektion iſt berechtigt, die durch die Begründung der Mobiliar⸗ 
Verſicherung entſtehenden Koſten bis zur Genehmigung eines neuen Etats auf 
den eiſernen (Betriebs-) Fonds anzuweiſen. ; 


(Nr. 7693.) 
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(Ir. 7693.) Bekanntmachung betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten Sta⸗ 
5 tuts der Aktiengeſellſchaft für Bergbau, Blei- und Zinkfabrikation zu Stol⸗ 
berg und in Weſtphalen. Vom 25. Juni 1870. 5 Se 


| Dis Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 18. Juni 

1870. das von der Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft für Bergbau, Blei⸗ 

und Zinkfabrikation zu Stolberg und in Weſtphalen beſchloſſene, in dem nota⸗ 

riellen Protokolle vom 30. Mai d. J. verlautbarte revidirte Statut der Geſell⸗ 

ſchaft zu genehmigen geruht. ö a 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Aachen bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 25. Juni 1870. 


Der Miniſter fuͤr Handel Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 


(Nr. 7694.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Aktiengeſellſchaft Unions-Geſtüt Hoppegarten“ mit dem Sitze zu Berlin 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 2. Juli 1870. 


Dis Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 18. Juni 
1870. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Aktiengeſellſchaft 
Unions⸗Geſtüt Hoppegarten“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut vom 
10. Mai 1870. zu genehmigen geruht. : 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
en Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. 


Berlin, den 2. Juli 1870. 1 


Der Miniſter fin Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 


(Nr. 76937695.) (Nr. 7695.) 
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(Nr, 7695.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der Aktien⸗ 
Geſellſchaft „Vorwärts, Geſellſchaft für Flachsſpinnerei und Weberei in 
Bielefeld“ beſchloſſenen Abänderungen ihres Statuts. Vom 6. Juli 1870. 


. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 1. d. Mts. die 
Statut⸗Aenderungen, welche von der am 12. Mai d. J. ſtattgehabten Generalver⸗ 
ſammlung der unter dem 2. April 1855. genehmigten Aktiengeſellſchaft „Vorwärts, 
Geſellſchaft für Flachsſpinnerei und Weberei in Bielefeld“ beſchloſſen worden ſind, 
zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Minden bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 6. Juli 1870. i 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Jacobi. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


